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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 
(9. Ausschuß) 

über den Zweiten Bericht der Bundesregierung über die in den 
einzelnen Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohngeld- 
gesetz 

— Drucksache V/2399 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Berger-Heise 


Die Vorlage ist ohne Beschlußfassung gemäß § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung in der 146. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Januar 1968 an den 
Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen überwiesen worden. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 109. Sitzung 
am 11. Mai 1967 beschlossen, daß der Zweite Wohn- 
geidbericht zum 1, Juli 1967 und die folgenden 
Wohrigeldberichte jeweils zwei Jahre später vorzu- 
legen sind. Der vorliegende Bericht konnte jedoch 
erst Anfang Dezember 1967 erstattet werden. Für die 
Verzögerung waren zwei Gründe maßgebend: 

Zum ersten konnten die Ergebnisse der Wohngeld- 
statistik für das 2. Halbjahr 1966 nicht termingerecht 
eingearbeitet werden. Außerdem mußte der Bericht 
überarbeitet werden, nachdem der Bundesrat eine 
Änderung des Wohngeldgesetzes im Rahmen des 
Gesetzes zur Verwirklichung der mehrjährigen 
Finanzplanung des Bundes, II. Teil (Finanzände- 
rungsgesetz 1967), abgelehnt hatte und Sprecher aller 
Fraktionen in der wohnungspolitischen Debatte des 
Bundestages am 4. Oktober 1967 erhebliche Beden- 
ken gegen eine Kürzung des Wohngeldes vorgetra- 
gen hatten. 

Der Ausschuß hat den Zweiten Wohngeldbericht 
am 30. Oktober 1968 und am 24. April 1969 beraten. 
An den Erörterungen haben Sachverständige der 
Länder teilgenonimen. 

Der vorliegende Bericht schließt an den Ersten 
Wohngeldberidit der Bundesregierung (Drucksache 


V/796) an. Er legt entsprechend den Forderungen des 
Ausschusses in dessen Stellungnahme zum Ersten 
Wohngeldbericht (Drucksache V/1687) das Schwer- 
gewicht auf die Frage, ob das Ziel des Wohngeld- 
gesetzes erreicht worden ist und ob das Gesetz im 
System der sozialen Sicherung der Bundesrepublik 
Deutschland die ihm zugedachte Funktion erfüllt. Der 
Zweite Wohngeldboricht zeigt auf, daß der größte 
Teil der Wohngeldempfänger zu den Rentnern und 
Pensionären und den Arbeitern mit geringem Ein- 
kommen gehört, dagegen das Schwergewicht bei den 
Lastenzuschußempfängern bei den kinderreichen 
Arbeiterfamilien liegt. 

Fast die Hälfte der Mietzuschußempfänger hatte 
ein monatliches Familieneinkommen unter 300 DM. 
Von denen, die nur ein monatliches Einkommen 
unter 200 DM haben, leben 83 ^/o in Einpersonen- 
haushalten. 

Bürgern mit geringem Einkommen ihre Wohnung 
sozial zu sichern, ist ein politisches Ziel des Wohn- 
geldgesetzes. Zusammen mit dem neugestalteten 
Sozialen Mietrecht scheint dieses Ziel im wesent- 
lichen erreicht worden zu sein. 

Andererseits lassen die steigenden Ausgaben für 
Wohngeld erkennen, daß die Einkommensentwick- 
lung nicht Schritt hält mit den steigenden Baukosten 
und Mieten; Bund und Länder brachten gemeinsam 
für Wohngeld auf: 1966: rd. 390 Millionen DM, 1967: 
rd. ^30 Millionen DM, 1968: über 500 Millionen DM. 
Es wird deutlich, daß sich das Wohngeld als ein 
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wichtiges Instrument staatlicher Wohnungspolitik 
durchgesetzt hat und im Rahmen eines freien Woh- 
nungsmarktes zunehmend an Bedeutung gewinnt. 

Die Zahl der laufenden Wohngeldfälle belief sich 
Ende des Jahres 1967 auf rd. 691 000 Personen. Zu 
den 112 890 unerledigten Vorgängen kamen im 
1. Halbjahr 1968 909 280 Bearbeitungsfälle hinzu. 
Das ist der höchste Zugang in einem Halbjahr, den 
die Bewilligungsstellen zu verzeichnen hatten. Trotz 
des hohen Zugangs hat sich die Zahl der Anträge, 
die abgelehnt werden mußten, nicht wesentlich er- 
höht. Die Tätigkeit der Bewilligungsstellen ist durch 
Anträge, die nur versuchsweise gestellt wurden, 
nicht übermäßig belastet worden. In der Haupt- 
sache wurden Anträge auf Weitergewährung von 
Wohngeld gestellt. In 444 890 Fällen wurde Wohn- 
geld weiter gewährt. 235 760 Erstanträge wurden 
positiv beschieden. Je länger das Wohngeldgesetz 
in Kraft und mit seinen Bestimmungen bekannt ist, 
um so mehr steigt der Anteil der Weitergewährun- 
gen, d. h. der Anteil der Wohngeldempfänger, die 
mindestens für einen zweiten Bewilligungszeitraum 
Wohngeld erhalten. Unter den Empfängern von 
Wohngeld sind: 56 Vo Rentner und Pensionäre, 25 
Arbeiter. Sie wohnen zu 25 ^/o in Altbauwohnungen, 
zu 75 Vo in Neubauwohnungen. 

Auf Grund dieser Entwicklung hält es der Aus- 
schuß für besonders wichtig, daß das Vertrauen in 
das Wohngeld erhalten und gefestigt wird. Nicht 
nur beim Bezug der Wohnung, sondern auch wäh- 
rend der gesamten Wohndauer muß sich der Bürger 
auf die Zahlung des Wohngeldes verlassen können, 
sofern er die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt. In 
der Form des Lastenzuschusses fördert das Wohn- 
geld aber auch den Bau von Eigenheimen und Eigen- 
tumswohnungen für kinderreiche Familien, vor allem 
Arbeiterfamilien, die 57 ^/o der Lastenzuschußemp- 
fänger ausmachen. Miet- und Lastenzuschüsse sind 
zusammen mit den objektbezogenen Darlehen und 
Zuschüssen zu einem bedeutenden Mittel der staat- 
lichen Wohnungsbauförderung geworden. 

Erschwerend für die Erreichung des mit dem 
Wohngeldgesetz angestrebten Zieles wirken sich 
besonders aus: a) die Einkommensermittlung, b) die 
derzeitigen Obergrenzen für die zu berücksichtigen- 
den Mieten und Belastungen, c) die derzeitige 
Wohnflächenbegrenzung. Der Ausschuß hat deshalb 
mit großer Befriedigung davon Kenntnis genommen, 
daß der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung 
einer Novelle zum Wohngeldgesetz berufen hat. Der 
Arbeitsgruppe gehören Vertreter des Ministeriums 
und Sachverständige der Länder an. Das Arbeitser- 
gebnis soll in Kürze vorgelegt werden und dem 
nächsten Bundestag als Beratungsunterlage für eine 
Novelle zur Verfügung stehen. Ziel der angestrebten 
Novelle muß es sein, unbillige Härten im geltenden 
Recht zu beseitigen sowie das Verfahren zu verein- 1 
fachen und damit auch zu verbilligen, ohne daß die j 
Wohngeldleistungen für die einkommensschwachen ; 
Bevölkerungsgruppen vermindert werden. 

Härten sieht der Ausschuß vornehmlich in den 
derzeitigen Miet- und Belastungsobergrenzen, die 


weit hinter der Entwicklung zurückgeblieben sind, 
in den zu wenig flexiblen Wohnflächengrenzen und 
in den unbestimmten Formulierungen der Vorschrif- 
ten über den Einsatz und die Verwertung von Ver- 
mögen als Voraussetzung für die Wohngeldgewäh- 
rung. Der Ausschluß einiger hunderttausend Emp- 
fänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge von 
den Leistungen des Wohngeldgesetzes wird vom 
Bundesverwaltungsgericht für verfassungswidrig ge- 
halten. Sollte das Bundesverfassungsgericht die Ver- 
fassungswidrigkeit bestätigen, muß die Bundesregie- 
rung unverzüglich einen Gesetzentwurf vorlogen, der 
dieser Rechtsauffassung Rechnung trägt. 

Vereinfachungen sind besonders bei der Einkom- 
mensermittlung und der Ermittlung der zu berück- 
sichtigenden Miete geboten. Durch weitgehende Pau- 
schalierungen sollten umständliche und zeitraubende 
Feststellungen im Einzelfall vermieden und zugleich 
die Voraussetzungen für den Einsatz elektronischer 
Datenverarbeitungsanlagen verbessert werden. 

Im Rahmen der Erörterung von Einzelproblemen 
interessierte sich der Ausschuß vornehmlich für 
einige gerichtlich entschiedene Fälle zur Anwendung 
von § 1 des Wohngeldgesetzes. Die Auffassung, 
Wohngeld sei schon deshalb nicht zu gewähren, 
wenn der Mieter rechtmäßig auf Räumung verklagt 
oder der Mietvertrag rechtmäßig gekündigt sei, weil 
in derartigen Fällen der Zweck des Wohngeldgeset- 
zes, zur Vermeidung sozialer Härten Wohnraum 
wirtschaftlich zu sichern, nicht erreicht werde, wurde 
vom Ausschuß als bedenklich angesehen. Der Bun- 
desminister für Wohnungswesen und Städtebau 
wurde gebeten, bei der beabsichtigten Novelle zum 
Wohngeldgesetz zu prüfen, welche Folgerungen aus 
diesen Entscheidungen gezogen werden müssen. 

Der Ausschuß unterstützte die Auffa&sung der 
Bundesregierung, wonach Wohngeld auch für den 
Wohnteil in landwirtschaftlichen Vollorwerbsstellen 
in Betracht kommen kann und regte an, die in der 
Praxis aufgetretenen Schwierigkeiten im Zuge der 
beabsichtigten Gesetzesänderung endgültig zu besei- 
tigen. 

Von besonderer Bedeutung für eine Novelle zum 
Wohngeldgesetz ist die Wohngeldstatistik. Mit ihrer 
Hilfe ist es möglich, die Wirksamkeit des Gesetzes 
laufend zu überprüfen. Die istatistischen Ergebnisse 
aus den bisherigen Jahren lieferten wertvolle Infor- 
mationen. Die Anforderungen an die Statistik und 
deren Leistungsfähigkeit sollten zu gegebener Zeit 
überprüft und den dabei gewonnenen Erkenntnissen 
angepaßt werden. Bis zu einer Novellierung sollte 
die bisherige Form der Statistik (Bundesstatistik und 
koordiniertes Ländertabelienprogramm) beibehalten 
werden. 

Obwohl da.s Wohngeldverfahren und damit auch 
die z. Z. gebräuchlichen Formulare nur durch eine 
Gesetzesänderung durchgreifend vereinfacht werden 
können, hat der Ausschuß bereits in seiner Stellung- 
nahme zum Ersten Wohngeldbericht vom 27. April 
1967 (Drucksache V/1687) Wege aufgezeigt, die auch 
ohne Gesetzesänderung gewisse Verfahrenserleich- 
1 terungen zulassen. 


2 



Drucksache V/4152 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Die seinerzeit vom Ausschuß als Entwurf in seinen 
Grundzügen gebilligte Verordnung über die Wohn- 
geld-Lastenberechnung istiseit dem 1. Dezember 1967 
in Kraft. Die Vorzüge dieser Verordnung bestehen 
vor allem darin, daß sie feste Pauschalen für In- 
standhaltungs- und Betriebskoisten eingeführt und 
auch die Berechnung der Belastung aus dem Kapital- 
dienst wesentlich vereinfacht hat. Der Aussdruß ist 
deswegen damit einverstanden, daß die Bundesregie- 
rung vor einer Änderung des Wohngeldgesetzes 
noch eine 11. Durchführungsverordnung erläßt. Diese 
IL Verordnung soll nähere Vorschriften über die Er- 
mittlung der für das Vv^uhiigeid niaßgebenden Miete 
bzw. des maßgebenden Mietwertes enthalten. Auch 
verspricht sich der Ausschuß Erleichterungen des 
Verfahrens durch die Festsetzung einheitlicher 
Pauschbeträge für die bei der Mietermittlung außer 
Betracht bleibenden Beträge. Gleichzeitig sollen 
einige Vorschriften der I. Durchführungsverordnung 
geändert werden. Der Wohnungsbauminister hat den 
Ausschuß über den Entwurf der II. Durchführungs- 
verordnung unterrichtet. 

Weitere Verbesserungsmöglichkeiten liegen nach 
Ansicht des Ausschusses lim organisatorischen Be- 
reich. Der Einsatz elektronischer Datenverarbei- 
tungsanlagen kann noch mehr verstärkt werden. Die 
Erfahrungen lehren, daß es sich nicht nur empfiehlt, 
zur Wohngeldberechnung elektronische Datenver- 
arbeitungsanlagen zu verwenden, sondern daß diese 
Anlagen darüber hinaus auch möglichst zentral für 
den Bereich eines Bundeslandes eingesetzt werden 
sollten. Das würde den Arbeitsablauf im Wohngeld- 


verfahren erleichtern und beschleunigen und auf län- 
gere Sicht auch den Verwaltungsaufwand senken. 

Die Angaben der Länder über ihren derzeitigen 
Verwaltungsaufwand bei der Durchführung des 
Wohngeldgesetzes gehen von unterschiedlichen 
Maßstäben aus und kommen daher zu nicht ver- 
gleichbaren Ergebnissen. Auf Anregung des Aus- 
schusses hat der Bundeisminister für Wohnungswesen 
und Städtebau deshalb den zuständigen obersten 
Landesbehörden ein Schema übersandt, nach dem der 
Verwaltungsaufwand einheitlich ermittelt werden 
soll, und das einen optimalen Aussagewert des Er- 
mittlungsergebnisses sicherstellt. Um Vergleiche 
zwischen den Ländern anstellen zu können, soll in 
jedem Land die Höhe des jährlichen Verwaltungs- 
aufwandes der Zahl der gestellten Wohngeldanträge 
gegenübergestellt werden. Die Ergebnisse dieser 
Umfrage werden im Dritten Wohngeldbericht der 
Bundesregierung erwartet, der dem Deutschen Bun- 
destag zum 1. Juli 1969 vorzulegen ist. 

Die Herausarbeitung der reformbedürftigen Teile 
der Wohngeldgesetzgebung steht nicht im Wider- 
spruch zu der am Eingang dieses Berichts getroffenen 
Feststellung, daß die Einführung des Wohngeldes 
sich bewährt hat. Wie der Presse zu entnehmen ist, 
gibt es immer noch viele Bürger, die Wohngeld be- 
kommen könnten, aber aus Unkenntnis keinen An- 
trag stellen. Der Ausschuß begrüßt deshalb jeden 
sachdienlichen Hinweis auf das Wohngeldgesetz und 
fordert die Bundesregierung auf, in ihren Bemühun- 
gen um die Information der Bevölkerung über das 
Wohngeld fortzufahren. 


Bonn, den 24. April 1969 


Frau Berger-Heise 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht des Bundesministers für Wohnungs- 
wesen und Städtebau vom 12. Dezember 1967 
— Drucksache V/2399 — über die in den einzelnen 
Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohn- 
geldgesetz zur Kenntnis zu nehmen, 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu er- 
klären. 

Bonn, den 24. April 1969 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 

Dr. Hesberg Frau Berger-Heise 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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